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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordeten Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Mikat, 
Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Eyrich, Vogel (Ennepetal) und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/955 - 

betr. Begnadigung von zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteiiten Personen 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 25, Okto- 
ber 1973 - 4251/1 - 25 482/73 - namens der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet; 

In Ausübung von Gerichtsbarkeit des Bundes sind lebenslange 
Freiheitsstrafen bisher nicht verhängt worden. Die in der nach- 
folgenden Antwort auf die Einzelfragen enthaltenen Zahlen- 
angaben beruhen auf Auskünften der Bundesländer. 


1. Kann die Bundesregierung auf Grund der ihr oder den Bundes- 
ländern zugänglichen Unterlagen auf folgende Fragen Auskunft 
geben? 

a) Wie viele Personen sind seit dem 8. Mai 1945 jährlich zu 
lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt worden? 


Von den Strafgerichten der Bundesländer sind seit dem 8. Mai 
1945 bis zum 31. Dezember 1972 insgesamt 1511 Angeklagte 
rechtskräftig zu lebenslanger Freiheitsstrafe (früher: lebens- 
langes Zuchthaus) verurteilt worden. Hinzuzuzählen sind 133 
Personen, die in der Zeit vor der Abschaffung der Todesstrafe 
zum Tode verurteilt worden sind, deren Strafe aber im Gnaden- 
wege in lebenslanges Zuchthaus umgewandelt wurde. Um der 
Vollständigkeit willen sei vermerkt, daß von den 148 nach dem 
Kriege verhängten Todesurteilen 14 vollstreckt worden sind; 
ein Verurteilter ist flüchtig. 

Nach Jahren aufgeschlüsselt ergeben sich folgende Zahlen; 


1945 

1 Person 

1948 

60 Personen 

1946 

20 Personen 

1949 

95 Personen 

1947 

36 Personen 

1950 

99 Personen 
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1951 

69 Personen 

1962 

47 Personen 

1952 

55 Personen 

1963 

41 Personen 

1953 

62 Personen 

1964 

63 Personen 

1954 

60 Personen 

1965 

63 Personen 

1955 

59 Personen 

1966 

71 Personen 

1956 

36 Personen 

1967 

61 Personen 

1957 

45 Personen 

1968 

55 Personen 

1958 

46 Personen 

1969 

60 Personen 

1959 

53 Personen 

1970 

64 Personen 

1960 

49 Personen 

1971 

51 Personen 

1961 

59 Personen 

1972 

31 Personen 


Nach dem 8. Mai 1945 verhängte Todesstrafen: 


1945 

1 Person 

1946 

32 Personen 

1947 

44 Personen 

1948 

49 Personen 

1949 

21 Personen 

1950 

— 

1951 

1 Person (Saarland) 


148 Personen 


b) Wie viele der seit dem 8. Mai 1945 verurteilten Personen 
befanden oder befinden sich 

— länger als zehn Jahre, 

— länger als zwölf Jahre, 

— länger als fünfzehn Jahre, 

— länger als zwanzig Jahre, 

— länger als fünfundzwanzig Jahre 
im Strafvollzug? 

Die Antwort wird nach dem Stichtag der Strafvollzugsstatistik 
(31. März) unterteilt, weil sich auf diese Weise Unterschiede in 
den Verbüßungszeiten besser erkennen lassen. 

Von den bis zum 31. März 1973 entlassenen oder in der Haft 
verstorbenen Personen befanden sich im Strafvollzug: 

50 länger als zehn Jahre, 

58 länger als zwölf Jahre, 

168 länger als fünfzehn Jahre, 

210 länger als zwanzig Jahre, 

47 länger als fünfundzwanzig Jahre. 

über weitere sieben Verurteilte aus Rheinland-Pfalz, die wegen 
Vollzugsuntauglichkeit entlassen worden sind, liegt keine ge- 
naue Angabe über die in Strafhaft verbrachte Zeit vor. 
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Am 1. April 1973 befanden sich zu lebenslanger Freiheitsstrafe 
verurteilte Gefangene im Strafvollzug: 

121 länger als zehn Jahre, 

153 länger als zwölf Jahre, 

175 länger als fünfzehn Jahre, 

81 länger als zwanzig Jahre, 

14 länger als fünfundzwanzig Jahre. 


c) Wie viele der seit dem 8. Mai 1945 verurteilten Personen sind 

— vor Ablauf von zehn Jahren, 

— vor Ablauf von zwölf Jahren, 

— vor Ablauf von fünfzehn Jahren, 

— vor Ablauf von zwanzig Jahren, 

— vor Ablauf von fünfundzwanzig Jahren 
begnadigt worden? 

Bis zum 30. Juni 1973 sind begnadigt worden: 

36 vor Ablauf von zehn Jahren, 

15 vor Ablauf von zwölf Jahren, 

66 vor Ablauf von fünfzehn Jahren, 

161 vor Ablauf von zwanzig Jahren, 

196 vor Ablauf von fünfundzwanzig Jahren, 

3 vor Ablauf von dreißig Jahren. 

Näheren Aufschluß über die Zahl der Begnadigungen und die 
jeweilige Verbüßungsdauer in den letzten Jahren gibt die fol- 
gende Übersicht, die zehn Länder umfaßt: 


Es wurden begnadigt: 

vor Ablauf von zehn Jahren 

vor Ablauf von zwölf Jahren 

vor Ablauf von 

fünfzehn Jahren 

vor Ablauf von zwanzig Jahren 

vor Ablauf von 

fünfundzwanzig Jahren 

vor Ablauf von dreißig Jahren 


(l.Halbj.) 


1970 

1 

1 

1971 

1972 

1973 

- 

- 

- 

4 

3 

7 

3 

21 

25 

17 

15 

39 

54 

36 

25 

1 

1 

5 

2 


d) Wie viele der seit dem 8. Mai 1945 verurteilten Personen sind 
im Strafvollzug gestorben, wie viele davon durch Selbstmord? 

Bis zum 30. Juni 1973 sind 126 Verurteilte gestorben, davon 33 
durch Selbstmord. 
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e) Wie viele Personen befinden sich noch im Strafvollzug, die 
vor dem 8. Mai 1945 zu lebenslanger Freiheitsstrafe verur- 
teilt worden sind? 


Niemand. 


2. Kann die Bundesregierung darüber Angaben machen, welche 
Gründe nach den bisherigen Erfahrungen der Bundesländer für 
Begnadigungen vor allem maßgeblich gewesen sind? Sind bei 
bestimmten Täter- oder Fallgruppen ersichtlich häufiger Begna- 
digungen ausgesprochen worden? Welche Rolle spielt in der 
Gnadenpraxis der Bundesländer der Gesichtspunkt der erfolg- 
reichen Resozialisierung? 


Alle Bundesländer haben zum Ausdruck gebracht, jede Gnaden- 
entscheidung gründe sich auf ein Abwägung der individuellen 
Besonderheiten des Einzelfalles, wie namentlich Art und Um- 
stände des Verbrechens, Beweggründe und Gesinnung des Tä- 
ters, Führung, Lebensalter und Gesundheitszustand des Verur- 
teilten, Sicherheitsrisiko und Prognose des Verhaltens nach einer 
etwaigen Entlassung. Der Ablauf einer bestimmten Verbüßungs- 
zeit könne für sich allein eine Begnadigung nicht rechtfertigen; 
dies wird mit der Erwägung begründet, eine Regelbegnadigung 
nach bestimmter Verbüßungsdauer würde auf eine Korrektur 
des Strafgesetzes hinauslaufen. 

Die für Begnadigungen vor allem maßgeblich gewesenen Gründe 
lassen sich demgemäß weder nach einer Rangfolge noch nach 
ihrem Gewicht in ein Schema einordnen. Wohl aber ergibt sich 
aus den Mitteilungen der Länder, daß bestimmte, für eine Be- 
gnadigung sprechende Gründe häufiger auftreten als andere. 
Eine nachträgliche Änderung des Strafgesetzes wird regelmäßig 
berücksichtigt, wenn dies zugunsten des Verurteilten möglich 
ist. Bei Strafgefangenen, die vor Inkrafttreten des Jugend- 
gerichtsgesetzes verurteilt worden und die zur Tatzeit Heran- 
wachsende im Sinne des JGG waren, wurde die lebenslange 
Strafe in eine zeitige umgewandelt, wenn rückschauend unter- 
stellt werden konnte, das Gericht hätte Jugendstrafrecht (§ 105 
JGG) oder den milderen Strafrahmen des § 106 JGG angewen- 
det. Nach diesem Grundgedanken sind geeignetenfalls auch 
Täter, die zur Tatzeit nicht viel über 21 Jahre alt waren, früher 
begnadigt worden. Zugunsten eines Verurteilten wurde es fer- 
ner berücksichtigt, wenn die Tat unter dem Einfluß der beson- 
deren Verhältnisse der ersten Nachkriegszeit oder in einer 
außerordentlichen Konfliktsituation begangen worden war. 

Aus dem Bereich der persönlichkeitsbezogenen Gnadengründe 
nennen die Bundesländer vornehmlich ein hohes Lebensalter 
und einen schlechten Gesundheitszustand. In jedem Fall wird 
die Prognose gestellt. Bei einer gnadenweisen Entlassung muß 
nach menschlichem Ermessen gesichert sein, daß der Verurteilte 
für die Gemeinschaft nicht mehr gefährlich ist; es muß ferner 
begründete Aussicht bestehen, daß er sich in die Gesellschaft 
wieder eingliedert. Die Erwartung einer erfolgreichen Resozia- 
lisierung gehört demnach zu den ausschlaggebenden Gnaden- 
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gründen. Die Länder heben hervor, daß durch gezielte Maß- 
nahmen im Strafvollzug die Rückgliederung in die Gemeinschaft 
vorbereitet wird und Vorkehrungen für die Zeit nach der Ent- 
lassung getroffen werden, die den Erfolg sichern sollen (z. B. 
Betreuung durch Bewährungshelfer, Sorge für Unterkunft und 
Arbeitsplatz). 

Die Frage, ob bei bestimmten Täter- oder Fallgruppen ersicht- 
lich häufiger Begnadigungen ausgesprochen worden sind, wird 
von allen Bundesländern verneint. Eine Ausnahme gilt nur für 
die Verurteilten, die zur Tatzeit Heranwachsende oder wenig 
älter waren. 


3. Liegen Erfahrungen darüber vor, in wie vielen Fällen zu lebens- 
langer Freiheitsstrafe verurteilte und später begnadigte Per- 
sonen nach ihrer Entlassung wegen einer schwerwiegenden, 
insbesondere einer mit der früheren Tat vergleichbaren Straftat 
rückfällig geworden sind? 


Nur drei Länder haben negative Erfahrungen berichtet: „Von 
87 begnadigten Verurteilten sind vier nach ihrer Entlassung 
wieder straffällig geworden. Davon hat einer einen Mord im 
Zustande der Zurechnungsunfähigkeit, ein weiterer einen Raub 
und einer neben Verkehrsdelikten Unzucht mit einem Kinde be- 
gangen. Der Vierte ist nur geringfügig (Unterschlagung) straf- 
fällig geworden." 

„Bei vier (von 104) Begnadigten mußte die bedingte Entlassung 
widerrufen werden, ein Widerrufsverfahren läuft derzeit. In 
allen Fällen führten besonders wirtschaftliche Schwierigkeiten 
dazu, daß die Begnadigten im wesentlichen Vermögens- und 
Eigentumsdelikte begingen. Gewaltverbrechen mit schweren 
Folgen wurden von den Entlassenen nicht verübt." 

„Die Justizbehörde hat Ende 1971 Strafregisterauszüge von 
allen von 1947 bis 1969 begnadigten und entlassenen Straf- 
gefangenen, die zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt wor- 
den waren, eingeholt. Von den Betroffenen war nur einer, und 
zwar wegen eines geringfügigen Eigentumsdelikts, erneut straf- 
fällig geworden." 


4. Findet unter den Bundesländern gelegentlich, periodisch oder 
ständig ein Erfahrungsaustausch hinsichtlich der Gnadenpraxis 
statt, und hat ein solcher Erfahrungsaustausch aus der Sicht der 
Bundesregierung bereits zu konkreten Ergebnissen geführt, be- 
sonders zu einer gewissen Einheitlichkeit? 


Die 36. Justizministerkonferenz (Oktober 1968) hat auf Anre- 
gung des damaligen Bundesministers der Justiz Dr. Heinemann, 
die auf einen Wunsch des Sonderausschusses für die Strafrechts- 
reform (102. Sitzung vom 13. März 1968) zurückging, die Frage 
beraten, ob die Gnadenpraxis bei zu lebenslanger Strafe Ver- 
urteilten koordiniert werden kann. Das Ergebnis war negativ. 
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Die Ministerkonferenz hat sich darauf beschränkt, von einer 
nach ausführlicher Erörterung durch die Referenten vorgeschla- 
genen Entschließung Kenntnis zu nehmen, in der ausgeführt 
wird: „Entscheidungen über einen Gnadenerweis hängen so 
sehr von den Umständen des Einzelfalles ab, von der Tat, der 
Bewährung im Strafvollzug und den Aussichten für eine Wie- 
dereingliederung, daß es nicht möglich erscheint, allgemeine 
Empfehlungen für die Erwägung von Gnadenerweisen bei 
lebenslangen Freiheitsstrafen festzulegen." 

Die Konferenz der Ministerpräsidenten der Länder hat am 
11. März 1971 sich mit der Frage eines Erfahrungsaustauschs 
befaßt und die Chefs der Staats- und Senatskanzleien beauf- 
tragt, einen mündlichen Informationsaustausch einzuleiten. Die 
Chefs der Staats- und Senatskanzleien haben die Gnadenpraxis 
erörtert und am 16. März 1972 folgenden Beschluß gefaßt: 

„1. Die Chefs der Staatskanzleien stimmen überein, daß es 
nicht Aufgabe der Gnadenbehörde sein kann, durch regel- 
mäßige Begnadigungen nach Verbüßung bestimmter Straf- 
zeiten den Grundsatz der Lebenslänglichkeit bei Freiheits- 
strafen praktisch aufzuheben. Die Abschaffung der Mög- 
lichkeit, lebenslängliche Freiheitsstrafen zu verhängen, 
könnte nur durch den Gesetzgeber erfolgen. 

2. Sofern für Gnadenerweise bei Mittätern oder sonstigen an 
einer Straftat Beteiligten die Ministerpräsidenten mehrerer 
Länder zuständig sind, sollte vor einer Gnadenentscheidung 
die zuständige Staatskanzlei das Benehmen mit den ande- 
ren beteiligten Staatskanzleien herstellen. 

3. Die Praxis eines Landes, nach der Erteilung von Gnaden- 
erweisen zu prüfen, inwieweit die zuvor angestellten Prog- 
nosen, insbesondere über die Resozialisierung, eintreffen, 
stellt nach übereinstimmender Auffassung einen nützlichen 
Erkenntnisfall für die Gnadenpraxis dar. Insoweit soll von 
Zeit zu Zeit ein Erfahrungsaustausch durchgeführt wer- 
den." 

Aus der Sicht der Bundesregierung wird bemerkt: 

Gnadenentscheidungen können nur individuell und fallbezogen 
getroffen werden. Gnade läßt sich nicht in Richtlinien pressen. 
Weil das so ist, müssen Versuche vergeblich bleiben, Verfas- 
sungsorgane der Länder, denen die Landesverfassung die Aus- 
übung des Begnadigungsrechts zuweist, zu einer „einheitlichen" 
Handhabung des Begnadigungsrechts zu bewegen. Denn als 
Ziel einer „einheitlichen" Begnadigungspraxis läßt sich kaum 
etwas anderes vorstellen, als eine Regelbegnadigung nach be- 
stimmter Verbüßungsdauer. Die Ministerpräsidenten und die 
Landesregierungen haben mit Recht zum Ausdruck gebracht, sie 
hielten sich nicht für befugt, das Strafgesetz zu korrigieren, in- 
dem sie aus der lebenslangen Freiheitsstrafe im Wege der 
Gnade regelmäßig eine zeitige Freiheitsstrafe machten. 
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Die Frage, ob es unter Berücksichtigung der Erkenntnisse unse- 
rer Zeit richtig bleibt, lebenslängliche Freiheitsstrafe grund- 
sätzlich mit lebenslangem Freiheitsvollzug gleichzusetzen, oder 
ob nicht auch bei lebenslanger Freiheitsstrafe nach Ablauf einer 
bestimmten Vollzugsdauer in jedem Fall geprüft werden sollte, 
ob der weitere Vollzug der Strafe geboten ist oder unter be- 
stimmten Voraussetzungen auf Zeit oder Dauer ausgesetzt wer- 
den kann, ist vom Gesetzgeber zu entscheiden. Allein auf die- 
sem Weg läßt sich auch eine klare materielle und verfahrens- 
rechtliche Regelung erreichen. Die Vorstellungen des Bundes- 
ministers der Justiz zu diesem Problem habe ich anläßlich der 
ersten Lesung des Entwurfs eines Strafvollzugsgesetzes vor dem 
Deutschen Bundestag dargelegt. 
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